
Anlage 2 zur Verordnung

Erläuterungen und Maßgaben zu § 3 Abs. 1 Nrn. 2, 3, 5 und 6

1. Wassergefährdende Stoffe (zu Nr. 2)

Bezüglich der Einstufung wassergefährdender Stoffe ist Kapitel 2 der „Verordnung 
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV)“ zu 
beachten.

2. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (zu Nr. 2.2)

a) In der Weiteren Schutzzone (Zone III) sind nur zulässig:

1. oberirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A bis C (gem. § 39 AwSV) und 
oberirdische Anlagen für aufschwimmende flüssige Stoffe gemäß § 3 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 7 AwSV, die in einem Auffangraum aufgestellt sind, sofern sie nicht 
doppelwandig ausgeführt und mit einem Leckanzeigegerät ausgerüstet sind; 
der Auffangraum muss das maximal in den Anlagen vorhandene Volumen 
wassergefährdender Stoffe aufnehmen können,

2. unterirdische Anlagen der Gefährdungsstufen A und B und unterirdische 
Anlagen für aufschwimmende flüssige Stoffe gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 
AwSV, die doppelwandig ausgeführt und mit einem Leckanzeigegerät 
ausgerüstet sind,

3. oberirdische Anlagen für feste Gemische gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 
AwSV, entsprechend den Anforderungen des § 26 Abs. 1 AwSV.

Die Anzeige-, Fachbetriebs-, Überwachungs- und Prüfpflichten gemäß AwSV 
sowie die Prüffristen gemäß Anlage 6 zur AwSV gelten in der gesamten Weiteren 
Schutzzone (Zone III), auch für bereits bestehende Anlagen.

Unter Nr. 2.2 können auch Abfälle z.B. im Zusammenhang mit Kompostieranlagen 
oder Wertstoffhöfen fallen. An die Bereitstellung von Hausmüll aus privaten 
Haushalten zur regelmäßigen Abholung (z. B. Mülltonnen) werden keine 
besonderen Anforderungen gestellt.

3. Ausbringen von Abwasser (zu Nr. 3.4)

Für abgelegene Anwesen nach Art. 41 Abs. 2 BayBO kann regelmäßig auf Antrag 
im Rahmen einer Befreiung der Ausbringung des Gemisches aus vorbehandelten 
Abwassers mit Gülle/Jauche zugestimmt werden, wenn die dünge- und 
abfallrechtlich ordnungsgemäße Entsorgung oder Verwertung gesichert ist. 
 



4. Stallungen und JGS-Anlagen (zu Nr. 5.3 und Nr. 5.4)

Grundsätzlich dürfen nach AwSV Anlage 7, Nr. 2.1 für JGS-Anlagen nur 
Bauprodukte, Bauarten oder Bausätze verwendet werden, für die die 
bauaufsichtlichen Verwendbarkeitsnachweise unter Berücksichtigung 
wasserrechtlichen Anforderungen vorliegen.

JGS-Lageranlagen für flüssige, allgemein wassergefährdende Stoffe dürfen 
unabhängig vom Gesamtvolumen nur mit einem Leckageerkennungssystem 
errichtet und betrieben werden.

Planbefestigte (geschlossene) Flächen, auf denen Kot und Harn anfallen, sind 
flüssigkeitsundurchlässig (Beton mit hohem Wassereindringwiderstand, 
rechnerische Rissbreite 0,2 mm) auszuführen und jährlich durch Sichtprüfung auf 
Undichtigkeiten zu kontrollieren.

Bei Güllesystemen ist der Stall in hydraulisch-betrieblich abtrennbare Abschnitte 
zu gliedern, die einzeln auf Dichtheit prüfbar und jederzeit ohne wesentliche 
Beeinträchtigung des laufenden Betriebes reparierbar sind.

Der Speicherraum für Gülle bzw. Jauche sowie die Zuleitungen sind baulich so zu 
gliedern, dass eine Reparatur jederzeit ohne wesentliche Beeinträchtigung des 
laufenden Betriebes möglich ist. Dies kann durch einen zweiten Lagerbehälter 
oder eine ausreichende Speicherkapazität der Güllekanäle gewährleistet werden.

Die Dichtheit von Gülle- bzw. Jauchebehältern sowie der Fugenbereiche von 
Gülle- bzw. Jauchekanälen ist mittels Leckageerkennungssystem im Rahmen der 
Eigenüberwachung mindestens vierteljährlich zu kontrollieren.; eine jährliche 
Fremdüberwachung ist zu ermöglichen. Für das Leckageerkennungssystem ist ein 
bauaufsichtlicher Verwendbarkeitsnachweis erforderlich (z.B. DIBt-Zulassung Z-
59.26). Die besonderen Bestimmungen der Zulassung sind zu beachten.

Bei Fahrsilos sind die Fugen in der Bodenplatte und aufgehenden Wänden 
dauerhaft dicht auszuführen z.B. mit Fugenbändern oder -blechen.
   
Die einschlägigen Regeln der Technik, insbesondere DIN 1045, DIN 11622 und 
das DWA-Arbeitsblatt A 792, sind zu beachten. Das Errichten und Instandsetzen 
der Anlagen darf nur durch einen Fachbetrieb nach § 62 AwSV erfolgen. Der 
Betreiber hat den ordnungsgemäßen Zustand der Anlagen einschließlich der 
Rohrleitungen vor Inbetriebnahme, nach einer Erweiterung (und wiederkehrend 
alle 5 Jahre) durch einen Sachverständigen nach AwSV prüfen zu lassen.

Eine Errichtung, wesentliche Änderung oder Erweiterung der Anlagen ist 
mindestens 6 Wochen im Voraus der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde mit 
den erforderlichen Antragsunterlagen anzuzeigen. Die Planunterlagen sind zur 
frühzeitigen Klärung von Ausgleichsansprüchen nach Art. 32 Satz 1 Nr. 2 BayWG 
auch dem Wasserversorgungsunternehmen vorzulegen. Der Beginn der 
Bauarbeiten ist bei der Kreisverwaltungsbehörde und dem 
Wasserversorgungsunternehmen 2 Wochen vorher anzuzeigen.



Betriebe, die durch Zusammenschluss oder Teilung aus in Zone III vorhandenen 
Anwesen entstehen, gelten ebenfalls als „in dieser Zone bereits vorhandene 
Anwesen“.       

5. Beweidung, Freiland-, Koppel- und Pferchtierhaltung (zu Nr. 6.7)

Eine flächige Verletzung der Grasnarbe liegt dann vor, wenn das wie bei 
herkömmlicher Rinderweide unvermeidbare Maß (linienförmige oder punktuelle 
Verletzungen im Bereich von Treibwegen, Viehtränken etc.) überschritten wird.

7. Besondere Nutzungen sind folgende landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche und 
gärtnerische Nutzungen (zu Nr. 6.12):

- Beerenanbau
- Gemüseanbau (ausgenommen Feldgemüse im Rahmen der üblichen 

Fruchtfolge)
- Zierpflanzenanbau
- Baumschulen und forstliche Pflanzgärten
- Energiepflanzenanbau, der einer üblichen ackerbaulichen Nutzung nicht 

vergleichbar ist (z.B. Energiewälder, Kurzumtriebsplantagen mit chemischer 
Unkrautregulierung)

Das Verbot bezieht sich nur auf die Neuanlage derartiger Nutzungen, nicht auf 
die Verlegung im Rahmen des ertragsbedingt erforderlichen Flächenwechsels 
bei gleichbleibender  Größe der Anbaufläche. Eine  Befreiungsperspektive gem. 
§ 52 Abs. 1 Satz 3 WHG besteht insbesondere für Kulturen, die ohne 
chemischen Pflanzenschutz und intensive Düngung betrieben werden.

8. Kahlhiebe und wirkungsgleiche Maßnahmen (zu Nr. 6.14)

Kahlhieb liegt vor, wenn auf einer Waldfläche in einem oder in wenigen kurz 
aufeinander folgenden Eingriffen alle aufstockenden Bäume entnommen werden, 
ohne dass bereits eine ausreichende übernehmbare Verjüngung vorhanden ist. 
Zusätzlich zum schlagartig einsetzenden erheblichen Nährstoffüberangebot 
bewirkt der gleichzeitige Umschlag des Bestandsklimas in 
Freiflächenbedingungen eine massive Mineralisation organischer Substanz mit 
schubweiser Nitratauswaschung in das Grundwasser.  
Eine dem Kahlhieb wirkungsgleiche Maßnahme ist die Lichthauung, bei der nur 
noch vereinzelt Bäume stehen bleiben und dadurch ebenfalls 
Freiflächenbedingungen entstehen. Kahlhiebe sind nach Art. 14 BayWaldG im 
Hochwald zu vermeiden, im Schutzwald eigens erlaubnispflichtig. Erscheint im 
sachlich begründeten Einzelfall ein planmäßiger Kahlhieb o. ä. im 
Wasserschutzgebiet unumgänglich, so bedarf dieser der Befreiung nach § 4 
dieser Verordnung durch die Kreisverwaltungsbehörde, unter der Voraussetzung, 
dass eine wesentliche Beeinträchtigung der Grundwasserbeschaffenheit dadurch 
nicht zu besorgen ist. Bei sofortiger Wiederaufforstung ist die Befreiung nicht 
erforderlich. 
Ist nach Kalamitäten infolge von Windwurf, Schneebruch oder durch 
Schädlingsbefall eine umgehende Aufarbeitung erforderlich und nur durch die 



Entnahme aller geschädigten Bäume und daher u. U. nur durch Kahlhieb möglich, 
so genügt die Anzeige beim Landratsamt Altötting unter Vorlage der 
forstfachlichen Feststellung und Bestätigung der Notwendigkeit und Dringlichkeit 
durch den zuständigen Revierleiter des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. Die Anzeigepflicht unter Vorlage der forstfachlichen Feststellung und 
Bestätigung der Notwendigkeit und Dringlichkeit durch den zuständigen 
Revierleiter des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten gilt nicht für den 
Kalamitätsfall im Staatswald. Unbeschadet Nr. 6.15 bleibt eine Rodung 
verbliebener Wurzelstöcke verboten (bzw. in unausweichlichen Fällen eine 
Befreiung nach § 4 dieser Verordnung vorbehalten).


